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Der Kläger erlitt am ll° Juli 1951 im Betrieb der Baumwoll—

spinnerei und VWeberei RKXXXXXXXXXHXXXRXXXXXXXeinenArbeitsun—
falle Die beklagte Berufsgenossenschaft gewährte ihm deswegen

nach ärztlicher Begutachtung durch Bescheid vom 290 Dezember

1952 eine vorläufige Rente vom Tage nach dem Wegfall des Kran—

kengeldes an, und zwar für gewisse Zeiträume des Jahres 1952

eine Vollrente, im übrigen, so vor allem für die Zeit nach dem

ll° August 1952, eine Teilrente von 50 V.H. Auf Grund weiterer

ärztlicher Gutachten setzte die Beklagte durch Bescheid vom

29° Juli 1953 eine Dauerrente von 20 V‚H. für die Zeit nach dem

l° September 1953 fest()

Gegen diesen Bescheid legte der Kläger Berufung beim Oberversi—

cherungsamt (0VAO) Osnabrück ein mit dem Antrag, die Beklagte

zur Zahlung einer Dauerrente nach einer Minderung der Erwerbs—

fühigkeit (MdE.) von 50 V.H„ vom l° September 1955 an zu verur-
teilen. Dabei stützte er sich auf Gutachten seiner behandeln—

den Ärzte Dr„ K'X'XXXXXund Dim H'Xxxxmwelche die man, mit 50

bezw° 40 V.H° angaben° Demgegenüber kam der vom OVA° mit der

Nachuntersuchung des Klägers beauftragte Gerichtsarzt Dr° GXXX

”XXX zu dem Ergebnis, daß die durch den Unfall hervorgerufene

MdB° nur 20 V„H° betrage°

Nach Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ist das Ver—

fahren gemäß 9 215 Abs„ 4 SGG auf das Sozialgericht (SG„) Osna—
brück übergegangen. Dieses hat entsprechend dem Antrag des Klä—

gers den Rentenbescheid vom 20‚ Juli 1955 aufgehoben und die Be—

klagte zur Zahlung einer Dauerrente von 50 V.H„ verurteilt° Es

ist, ohne auf die ärztlichen Gutachten einzugehen, der Auffas—

sung des Klägers gefolgt, daß im Hinblick auf % 609 Satz 2 der
ReichsversicherungSordnung (RVG) die Rente durch Bescheid vom
29. Juli 1955 nicht habe neu festgesetzt werden dürfen, weil

damals die Zweijahresfrist für die Beststellung der Dauerrente

abgelaufen gewesen sei und infolgedessen der Ablauf des weite——

ren, erst mit dem 110 Juli 1954 endenden Sperrjahres hätte ab—

gewartet werden müssen°
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Dieses Urteil hat die Beklagte mit der - vom SG. in den Ent—

scheidungsgrdnden zugelassenen — Berufung zum Landessozialge_

4richt (LSG„) angefochten° Sie hat dabei die Auffassung vertre—

ten, da; es dem Unfallversicherungsträger auch nach Ablauf der

Zweijahresfrist jederzeit unbenommen sei, die Dauerrente fest—

zusetzen°

Die Beklagte hat in erster Linie beantragt,

die Klage abzuweisen9

hilfsweise,

die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das SG„ zurückzuverweisen°

Der Kläger hat beantragt9

die Berufung als unzulässig zu verwerfen,

hilfsweise,

die Berufung als unbegründet zurückzuweiseno

Das LSG° hat durch Urteil vom 13. April 1955 das erstinstanz—

liche Urteil aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das SG° zurückverwiesen° Wegen der grund—

sätzliChen Bedeutung der Sache hat es die Revision zugelassen°

Es hat die Berufung als statthaft angesehen, obwohl diese

nicht in der Urteilsformel, sondern in den Entscheidungsgrün—

den zugelassen war. In der Auslegung des @ 609 EVO hat das

LSG. die Rechtsansicht des SG. nicht gebilligt, ist vielmehr

der grundsätzlichen Entscheidung des Reichsversicheruhgsamts

(RVAO) vom 17. September 1925 (AN. S„ 320) gefolgt° In dieser

Entscheidung ist ausgeführt, daß die einjährige Sperrfrist

des 5 609 Satz 2 EVO nur für die Neufestsetzung bereits fest—

gestellter Dauerrenten, nicht aber für die Erstfestsetzung

einer Dauerrente gelte. Die Zurückverweisung der Sache an

die Vorinstanz ist unter Anführung des 5 159 Abs. 1 Nr. 1 SGG

damit begründet, daß das SG„ die Rentenfestsetzung sachlich

nicht nachgeprüfthabeo
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Gegen das ihm am 1. Juli 1955 zugestellte Urteil hat der Klä—

ger am 9° Juli 1955 Revision eingelegt und sie gleichzeitig be—

gründet„

—Er hält die Auslegung, die das LSG„ unter Anlehnung an die

grundsätzliche Entscheidung des BVA. vom 17. September 1925

5 609 RVG hat zuteil werden lassen, für unzutreffend. Er meint,
sie werde dem Wortlaut des 5 609 RVO und der Forderung des

@ 1585 Abs. 2 Satz 1 EVO9 daß die Dauerrente spätestens mit
Ablauf von zwei Jahren nach dem Unfall festzusetzen sei, nicht

gerecht„ Zur Stützung seiner Rechtsansicht verweist er auf das

Urteil des SG. Bremen vom 2. März 1954 in Breith° 1955 S. 142
und auf die Abhandlung von Schroeder—Printzen in ZfS. 1954

S° 2450

Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des LSG; Celle vom
15° April 1955 sowie des Bescheides der Beklagten

vom 290 Juli 1955 die Beklagte zu verurteilen, dem
Kläger eine Dauerrente von 50 v.H. vom l„ September

1955 an zu zahlen„

Die Beklagte beantragt9

die Revision zurückzuweiseno

Sie bezieht sich auf die Entscheidungsgründe des angelochtenen

Urteils°

Die vom LSG° zugelassene Revision ist statthaft (@ 162 Abs„ 1
Nr. 1 SGG); sie ist auch form— und fristgerecht eingelegt.und

begründet werden„

Der Senat hatte zunächst von Amts wegen zu prüfen;_ob die Be—

rufung zum LSG. zulässig war° Wäre sie unzulässig gewesen, so

müßte dies ohne Prüfung der erhobenen Revisionsrüge zur Aufhe—

bung des Berufungsurteils führen, da sonst das Revisionsver—

fahren einer entscheidenden Grundlage entbehrt (vgl‚Entschei—

dungen des Bundessozialgerichts (BSG„) Bd„ 1 S„ 227, hier

S„ 250; BSG‚ in "Sozialrecht" (SozR) SGG @ 150 Bl„ Da 2 Nr‚7}o
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Gegen die Zulässigkeit der Berufung bestehen indessen keine

rechtlichen Bedenken. Die Zulassung hat nach @ 150 Nr. 1 SGG

im Urteil zu erfolgen. An welcher Stelle des Urteils dies zu

—geschehen hat, ist nicht vorgeschrieben; die Zulassung muß

sich nur eindeutig aus dem Urteil ergeben. Es ist daher wie

im Zivilprozeß (vgl. @ 546 Abs. 1 Zivilprozeßordnung — ZPO «)

ohne Bedeutung, ob die Zulassung in der Urtéilsformel oder

in den Gründen enthalten ist (vgl. Urteil des BSG. vom

14. Dezember 1955 - 7 RAr 69/55 —mit Leitsatz veröffent—
licht in SozR SGG @ 150 Bl. Da 1 Nr. 4; BGH. in NJW 1956

S. 850 und 851; LSG.Ce11e in Nieders. MinBl. 1956 Rechtspr.

Beilage S. 59; LSG. Baden—Württemberg in Breith. 1955

S. 554; SteinAJonas—öchönke—Pohle, Kommentar zur ZPO,

18. Aufl. Stand März 1956. @546 Anm.VI 3 b; Baumbach—
Lauterbach, Kommentar zur ZPO, 25. Aufl., @546 Anm. 4;
Haueisen in "Die Sozialgerichtsbarkeit" 1955 S. 1; Dapp-

rich in "Die Sozialgerichtsbarkeit" 1956 S. 177). Die ab—

weichende Ansicht der Landessozialgerichte Nordrhein—West-

falen ("Die Sozialgerichtsbarkeit" 1956 s. 93). Schleswig
("Arbeit, Beruf und Arbeitslosenhilfe" 1956 S. 27) und

Berlin (NJW 1954 S. 1865 = "Die Ortskrankenkasse" 1954

S. 475) findet im Gesetz keine ausreichende Stütze.

Die von der Revision erhobene Rüge, % 609 Satz 2 RVG sei
verletzt, ist unbegründet.

Wie das LSG. zutreffend ausgeführt hat, ist die vorläu-

fige Rente, die dem Kläger durch Bescheid der Beklagten

vom 29. Dezember 1952 gewährt worden war, nach Ablauf von

zwei Jahren nach dem Unfall, also des Zeitraums, innerhalb

dessen nach.5 1585 Abs. 2 RVO die Dauerrente festzustellen

gewesen wäre, nicht von selbst zur Dauerrente geworden.

Vielmehr hätte es hierzu einer Entschließung des Versiche—

rungsträgers bedurft, die in einem schriftlichen Bescheid

hätte zum Ausdruck kommen müssen. Diese Auffassung ent-

spricht der ständigen Rechtsprechung des RVA. (vgl. grunds.

Entsch. 2953, AU. 1917 S. 456; grunds. Entsch. 3201, AN.

1925 S. 520; grunds. Entsch. des Großen Senats 5752, AN.

1930 S. 205) und wird, soweit ersichtlich, auch im Schrift»
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tumeihhellig vertreten (vgl. z‚B° RVG-Mitgi„xomm„Bd. I,
2. Aufl., 5 1585 Anm. 12; Schraeder—Strich, Die deutsche Unfall—

versicherung, Bd. I, 5 1585 Anm. 12; Lauterbach, Unfallversiche—

rung, 2° Aufl„‚ @609 EVO Anm. 7; so auch Schroeder—Printzen in
der von der Revision zitierten Abhandlung in Zfso 1954 S° 243

Abschn‚ Ill)a Der vom Kläger angefochtene Bescheid vom 29° Juli
1953 enthält daher keine neue Feststellung einer bereits beste—
henden Dauerrente, sondern die erstmalige Feststellung der Dau—

errente°

Daß für diesen Fall die einjährige Sperrfrist des 5 609 Satz 2
RVO gelte, wird von der Revision u.a° mit dem Hinweis auf den

Wortlaut dieser Vorschrift begründet° Die Worte "oder ist die

Frist abgelaufen" sind zwar nicht so klar gefaßt, wie dies

wünschenswert gewesen wäre° Auch eine nur auf den Wortlaut der

Vorschrift gestützte Auslegung zwingt jedoch nicht zu der Auf—

fassung der Revision, der Ablauf der Zweijahresfrist hindere

jede neue Feststellung vor den Ende eines weiteren Jahres° Dem

läßt sich entge„enhalten, durch die angeführten Worte habe 1e—

diglich sichergestellt werden sollen, daß die Jahresfrist des

Satz 2 nicht nur gilt, wenn der Bescheid über die Dauerrente

innerhalb, sondern auch wenn er erst nach Ablauf der ersten

zwei Jahre nach dem Unfall ergangen ist„ Bei der Auslegung der

umstrittenen Vorschrift darf aber vor allem der Zusammenhang,

in dem sie steht, nicht außer Betracht bleiben° Schon 5 608 RVO

bezieht sich nur auf eine neue Feststellung der Rente wegen ei-

ner Änderung der Verhältnisse, die für die Feststellung maßge—

bend waren° @ 609 Satz 1 EVO engt den Kreis der Fälle, auf die

er Anwendung finden will, noch weiter ein° Er gilt nur für eine

"neue Feststellung wegen einer Änderung im Zustand des Verletz—

ten"° Daraus ergibt sich, daß auch der an Satz 1 anknüpfende

Satz 2 sich nur auf eine solche “neue Feststellung" beziehen

kanng Diese Schlußfolgerung, die das BVA° bereits in der oben

zitierten grunds° Entsch° 3201 klar herausgestellt hat, wird

auch vom SG; Bremen (in Dreith‚ 1955 S. 142 (143)) und von

Schroeder—Printzen (zrs. 1954 s. 243 Abschn. V) nicht in Zweifel
gezogen. @ 609 Satz 2 RVO ist somit in allen Fällen unbescht-
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lich, in denen die neue Feststellung keine Änderung im Zu-

stand des Verletzten vorsussetzt° Dies gilt namentlich für

die erste Feststellung der Dauerrente (@ 1585 Abs° 2 Satz 2
RVO)9 ferner z„B° für die durch @ 559 b Abs. 5 RVG besonders

geregelte Neufeststellung der Rente wegen Hinzutritts oder

Ausscheidens eines Kindes°

Nach dem Vorstehenden müßte auch die neue Feststellung der

Rente nach einer Heilenstaltspflege, da sie eine Änderung

im Zustand des Verletzten nicht voraussetzt, von der Jahres—

bindung des 5 609 Satz 2 RVO frei sein’ Indessen hat @ 609

Satz 5 RVO die Neufeststellung nach Heilanstaltspflege in—

soweit der "neuen Feststellung wegen einer Änderung im Zu—

stand des Verletzten" gleichgestellt. Gerade diese Regelung

spricht für die Richtigkeit der Auffassung des RVA„; denn

Satz 5 wäre überflüssig, wenn schon Satz 2 alle Feststellun—

gen und nicht nur "neue Feststellungen wegen einer Änderung

im Zustand des Verletzten" umfaßteo

Auch die Prüfung der Entstehungsgeschichte des @ 609 RVO
führt zu keinem anderen Ergebnis° Aus ihr läßt sich vor

allem nicht beweisen, daß für die Aufnahme des 5 609 Satz 3

EVO noch ein vom RVA. nicht erkannter besonderer Grund vor—

gelegen habe (vgl. Schroeder—Printzen in "Soziale Sicher-

‘he1t"_1955 s. 335, hier s° 335)°

@ 609 RVO ist aus 5 88 Abs. 2 des Gewerbeunfallversiche—
rungsgesetzes (GUVG) hervorgegangen° Diese Vorschrift lau-

tete:

"Nach Ablauf von zwei Jahren von der Rechtskraft des Be-
scheides oder der Entscheidung ab, durch welche die
Entschädigung zuerst endgültig festgestellt worden
ist, darf wegen einer im Zustande des Verletzten ein—
getretenen Veränderung eine anderweite Feststellung,
sofern nicht .‚„.„.., nur in Zeiträumen von mindestens
einem Jahre beantragt oder vorgenommen werden"„

Schon unter der Herrschaft dieses Gesetzes wurde nur ver—

langt, daß zwischen zwei aufeinanderfolgenden, nach Ablauf

der Zweijahresfrist vorgenommenen Feststellungen ein Zeit—

_ 8 _
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raum von mindestens einem Jahr lag, dagegen wurde nicht gefor—

dert9 daß der gleiche Zeitraum auch nach Ablauf der zweijähri—

gen Frist verstrichen sein müsse, ehe zur erstmaligen Änderung

der bis dahin gewährten Entschädigung geschritten werden dürfe

(Rek° Entscho Nr° 1926, AN, 1902 S. 372)°

In Anlehnung an 5 88 Absa 2 GUVGlautete @626 des Entwurfs der
EVO (jetzt-% 609 EVO) nach der Regierungsvorlage wie folgt:

"In den ersten zwei Jahren, nachdem die Entschädigung
durch endgültigen Bescheid oder rechtskräftiges Urteil
zuerst oder nach Abschluß eines Heilverfahrens neu fest—
gestellt worden ist, darf wegen einer Anderung im Zu—
stand des Verletzten eine neue Feststellung jederzeit,
nach Ablauf der zwei Jahre jedoch nur in Zeiträumen von
mindestens einem Jahr vorgenommen oder beantragt werden„
Die Zeiträume können durch Übereinkommen gekürzt werden."

Aus dem weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens (vgl.

Moesle—Rabeling, Kommentar zur RVG, Unfallversicherung, l‚ und

2° Aufl„ 5 609 Anm. 2) ist von Bedeutung:

In der ersten Kommissionslesung wurden aus der RegierungsVOr—

lage die Worte "oder nach Abschluß eines Heilverfahrens neu"

gestrichen° Ferner wurde als Satz 2 folgender Satz eingefügt:

"Vorstehende Bestimmung findet auch auf die Versagung

des bchadensersatzes im Sinne des 5 623 (jetzt 9 606)
Anwendung "

In der zweiten Lesung wurde auf Grund des Änderungsantrages

Nr° 576 hinter Satz 1 in der Fassung der ersten Kommissions—

lesung der Satz eingefügt:

"Le&tere Bestimmung wird auch durch Einleitung eines
neuen Heilverfahrens nicht berührt„"

Die erwähnten Änderungen waren von erheblicher sachlicher Be—

deutung° Wie sich aus den Ausführungen des Reg.Vertreters zu

den Änderungsanträgen ergibt, sollte sich die Durchführung ei—

nes Heilverfahrens selbst bei einer Änderung im Zustand des

Verletzten erst nach Ablauf des Schutzjahres auf die Höhe der
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Rente auswirken° Dasselbe sollte für den Fall gelten, daß

der Verletzte eine das Heilverfahren betreffende Anordnung

nicht befolgt und ihm deswegen der Schadensersatz ganz oder

teilweise versagt wird'(ä 623 des Entwurfs; jetzt @ 606).

Auch hier sollte die Versagung erst nach Ablauf des Schutz—

jahres wirken, Hätte @ 626 Satz 1 des Entwurfs jede neue
Feststellung einer Rente umfassen sollen, so hätte es zur
Erreichung des von der Kommission erstrebten Zieles genügt,

in @ 626 der Regierungsvorlage die Worte "oder nach Ab—

schluß eines Heilverfahrens neu" zu streichen; der weite-

ren Sätze "Vorstehende Bestimmung findet auch auf die Ver—

sagung des Schadensersatzes im Sinne des 5 623 (jetzt

@ 606) Anwendung" und "Letztere Bestimmung wird auch durch

Einleitung eines neuen Heilverfahrens nicht berührt" hätte

es für diesen Fall nicht bedurft°

Der vom BVA. aus 5 609 Satz 3 BVG gezogenen Schlußfolgerung
ist daher beizutreten. Wenn Schroeder—Printzen meint, Satz 3

habe eine besondere, vom BVA° nicht erkannte Bedeutung, so

könnte dies allenfalls für die gewählte Formulierung dieses

Satzes, vor allem für das Wort "Einleitung" gelten. Dadurch

sollte sowohl der Fall gedeckt werden, daß das Heilverfahren

durchgeführt sei, als auch der Fall, daß der Verletzte sich

dem von der Derufsgenossenschaft angeordneten Heilverfahren

überhaupt nicht unterzogen oder vorzeitig entzogen habe und—

daher @ 623 (jetzt 5 606) gegen ihn anzuwenden sei (vgloAus—

führungen des Reg.Vertreters in der zweiten Kommissionsle—

sung, Moesle—Rabeling a.a.0„)° Dagegen ist für die Aufnahme

des Satzes 3 als solche keine andere als die vom RVA° her—

ausgestellte Bedeutung ersichtlichu .

Die Gegenmeinung (SG° Bremen in Breith° 1955 S. 142; Schroe—
der—Printzen in ZfS. 1954 S. 243) stützt ihre Auffassung,

@ 609 Satz 2 EVO gelte auch für die erste Feststellung der
Dauerrente, weiterhin darauf, daß @ 609 Satz 2 in der von

ihr für richtig erachteten Auslegung ein vom Gesetz gewoll—
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tes Mittel sei, den Versicherungsträger zur Beachtung der Zwei—

jahr6sfrist des @1585 Abs, 2 Satz 1 EVO anzuhalten‚ Dem ist
bereits das BVA, in seiner oben erwähnten grundsätzlichen Ent—

scheidung Nr. 3201 mit zutreffender Begründung entgegenge—

treten, Die Tatsache allein, daß das Gesetz in 5 1585 Abs, 2

Satz 1 BVG dem Versicherungsträger die Pflicht auferlegt, spä—

testens mit Ablauf von zwei Jahren nach dem Unfall die Dauer—

rente festzustellen, zwingt nicht zu der Auffassung, daß die

“Nichterfüllung dieser Pflicht unmittelbare Rechtsnachteile zur
Folge haben müsse; es fehlt an jedem Anhaltspunkt hierfür. Im

übrigen sind durchaus Möglichkeiten gegeben, @1585 Abs, 2
Satz l RVO Beachtung zu verschaffen, und es fehlt auch nicht

an gewissen Rechtsnachteilen für den Versicherungsträger in

den Fällen, in denen er die Dauerrente nicht innerhalb der er—

sten zwei Jahre nach dem Unfall feststellt. Abgesehen von dem

möglichen Eingreifen der Aufsichtsbehörde nach @@30, 31 RVG

kann der Kläger die Untätigkeitshlage nach 5 54 Abs, 1 SGG er—

heben, wenn auch dieser Rechtsbehelf nicht die Garantie dafür

bietet, daß die Dauerrente innerhalb der Zweijahresfrist fest—

gesetzt wird" Gewichtiger ist, daß deerersicherungstrager in

den erfahrungsgemäß die Regel bildenden Fällen, in denen die

Dauerrente niedriger ist als die vorangegangene vorläufige

Rente, bei Versäumung der Zweijahresfrist den Nachteil.tragt,

daß die Herabsetzung nicht von einem früheren Zeitpunkt, son—

dern erst mit Ablauf des auf die Zustellung des Bescheides fol—

genden Monats wirkSam wird (@ 610 EVO)° Ist die Dauerrente hö—

her als die vorläufige Rente und bestand der ihr zugrunde lie—

gende Grad der MdB° schon zu Beginn des dritten Jahres nach dem

Unfall, so bringt die verspätete Feststellung der Dauerrente

dem Versicherungsträger keinen Vorteil, weil er in diesem Fall

verpflichtet ist, die Dauerrente schon von jenem Zeitpunkt an
festzustellen; @ 611 EVO gilt hier nicht, weil die erste Fest—

stellung der Dauerrente eine Anmeldung eines Anspruchs auf Er—

höhung der Rente nicht voraussetzt (vgl‚ grunds. Entsch° des

BVA, Nr, 2907, AN, 1916 s. 714)„
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Zudem wäre 5 609 Satz 2 EVO in der Auslegung, welche die Re—
vision ihm gibt, insofern kein unter allen Umständen wirken—

des Druckmittel zur Einhaltung der Zweijahresfrist des 5 1585

Abs° 2 Satz 1 EVO, als die einjährige Sperrfrist nicht_nur

für die Vornahme einer neuen Feststellung, sondern auch für

den Antrag auf eine neue Feststellung gilt, also sowohl zum
Nachteil des Versicherten als auch des Versicherungsträgers

zu beachten ist° Hieraus könnten sich, wenn man die Meinung

der Revision teilen wollte, höchst unbillige Folgerungen er—
geheno Ist nämlich die Dauerrente höher festzusetzen als die

vorangegangene vorläufige Rente, so würde die Nichteinhaltung

‚der Zweijahresfrist des 5 1585 Abs. 2 Satz 1 EVO es dem Ver—

sicherten unmöglich machen, vor Ablauf eines weiteren Jahres

in den Genuß der höheren Rente zu kommen; der Versicherte

müßte also unter der Säumnis des Versicherungsträgers leiden.

Nur wenn die Dauerrente niedriger festzusetzcn ist als die

vorläufige Rente,könntedie Sperrfrist als Druckmittel_in
dem oben bezeichneten Sinne angesehen werden; denn es würde

sich zum Nachteil des Versicherungsträgers auswirken, wenn

er nach fruchtlosem Ablauf der Zweijahresfrist ein weiteres

Jahr lang die höhere vorläufige Rente zahlen müßte. Indes

wäre dieser Nachteil dann ungerechtfertigt, wenn die Über—

schreitung der Zweijahresfrist — was nicht selten vorkommt —
auf Umständen beruht, die nicht der Versicherungsträger, son-
dern der Versicherte zu vertreten hat°

Der vom Senat abgelehnten Meinung könnte nur gefolgt werden,

wenn @ 1585 Abs. 2 Satz 2 BVD in dem Sinne aufzufassen wäre,

daß lediglich die innerhalb von zwei Jahren nach dem Unfall

festgestellte Dauerrente eine Änderung der Verhältnisse

nicht voraussetze, daß aber die verspätete Erstfeststellung

an eine Änderung der Verhältnisse gebunden sei° Einer sol—

chen Auslegung widerspräche jedoch eindeutig der Wortlaut

des Gesetzes. Für diesen Fall müßte Satz 2 etwa wie folgt

..l2-
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beginnen: "Wird sie innerhalb dieses ‘Zeitraumes festgestellt,

so setzt sie eine Änderung der Verhältnisse nicht voraus, ...".

Jene Auslegung hätte auch keinen Sinn; denn sie hätte zur Folge,

daß in den Fällen, in denen die Frist des 5 1585 Abs. 2 Satz 1

BVG nicht eingehalten wird und keine Änderung der Verhältnisse
eintritt, die Dauerrente nicht festgesetzt werden könnte, es

also bei dem Schwebezustand der vorläufigen Rentenfeststellung

verbleiben müßte. In der Tat tritt Schroeder—Printzen auch

nicht für die hier abgelehnte Auslegung des 5 1585 Abs. 2

Satz 2 RVG ein; denn in "Soziale Sicherheit" 1956 S. 107
'Abschn. I versteht er unter "dieseü9Feststellung" die erste

Feststellung der Dauerrente schlechthin°

Mit der hier vertretenen Auffassung, daß die einjährige Sperr—

frist des 5 609 Satz 2 EVO nicht für die erste Feststellung

einer Dauerrente gilt, folgt der Senat nicht nur der Recht-

sprechung des BVA. (a.a.0.)‚ sondern auch der in der sonsti-

gen Rechtsprechung und im Schrifttum — abgesehen Von der Mei—

nung des SG. Bremen und von Schroeder—Printzen (a.a.0. und

ZfS. 1955 S. 9) — einhellig vertretenen Auffassung (vgl. Bayer.

LVA. in Breith. 1950 S. 349; OVA. Münster in Breith. 1953

s. 162; LSG.Schleswigvom19.11.1954—LU427/54 —(zit. in
"Soziale Sicherheit“ 1955 S. 534); LSG. Bremen in Breith. 1956

S. 21; RVO—Mitgl.Komm. a.a.0.; Schraeder—Strioh, Bd. 11, Stand

vom 1.1.1942, @ 609 Anm. 4; Lauterbach, Unfallversicherung

a.a.0. und @ 609 Anm. 10; Schulte—Holthausen, Unfallversiche—

rung, 4. Aufl., @609 Anm. 9; Podzun in Zfs. 1954 s. 270; Jen—
rich in BG;Q1955s- 164);

Das LSG. hat somit @ 609 Satz 2 BVG nicht verletzt.

„
Das angefochtene Urteil ist indessen in verfahrensrechtlicher

Hinsicht zu beanstanden.

Das Berufungsgericht hat die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an die erste Instanz zurückverwiesen und sich
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dabei auf 5 159 Abs. 1 Nr. 1 see gestützt. Diese VorSchrift
rechtfertigt die Zurückverweisung nicht. Nach ihr ist Voraus—

setzung für eine mögliche — nicht notwendige, wie das LSG.

meint — Zurückverweisung, daß das SG. die Klage durch Prozeß»

urteil abgewiesen hat. Im vorliegenden Fall ist jedoch ein

Sachurteil nach Klageantrag ergangen. Zur Zurückverweisung

an das SG. bot auch @ 159 Abs. 1 Nr. 2 SGG keine Handhabe°

Ein wesentlicher Mangel im erstinstanzlichen Verfahren ist

weder vom Berufungsgeriöht aufgezeigt worden noch’ ersicht—

lich. Jedenfalls liegt ein solcher Mangel nicht darin, daß

_das SG. es unterlassen hat, über die MdB. ihrem Grade nach.

zu befinden; denn nach seiner Rechtsauffassung kam es hier—
auf nicht an. Der Rechtsstandpunkt des unteren Gerichts,

nicht der des prüfenden Gerichts, ist für die Frage, ob das

Verfahren jenes Gerichts an einem wesentlichen Mangel lei—

det, maßgebend (vgl. BSG in SOZR SGG @ 162 Bl. Da 3 Nr. 20;

BGHZ. 18 s. 107 = JZ 1955 s. 548). Auch 5 159 Abs. 1 Nr. 3
SGG ist im vorliegenden Fall nicht anwenbar. Andere Fälle

der Zurückverweisung sieht das Gesetz nicht vor.

/

Im Schrifttum zum SGG wird die Aufzählung der Fälle. in
denen das Berufungsgericht von dem Grundsatz der eigenen

sachlichen Entscheidung abweichen und die Sache an die

Vorinstanz zurückverweisen kann, als abschließende Rege—

lung betrachtet (Peters—Sautter-Wolff, SGG% 159 Anm. 1;
Bastler, Aufbau und Verfahren der Sozialgerichtsbarkeit,

5'159 Anm. 1 und 2; Miesbach—Ankenbfank, see 5 159 Anm.};
Hofmann—Schroeter, SGG @ 159 Anm. 2). Für das Verfahren der

Verwaltungsgerichtsbarkeit, für das 5 159 SGG entsprechende,
in den westlichen Besatzungszonen nahezu gleichlautende

Vorschriften bestehen, wird diese Auffassung geteilt von

Klinger (Die Verordnung.über die Verwaltungsgerichtsbar—

keit in der brit. Zone, 3. Aufl., 5 90 Anm.A) und Sieve—
king (MdB. 1952 S. 188). Demgegenüber haben einzelne Ver—

waltungsgerichte über die in 5 90 der Verordnung 165 auf—
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gezählten Fälle hinaus eine Zurückverweisung auch für zulässig

erklärt, wenn das Gericht erster Instanz einer Anfechtungs—

klage — nach der Auffassung des Berufungsgerichts zu Unrecht —
wegen formeller Mängel des angefochtenen Verwaltungsakts statt—
gegebén, also ein Sachurteil gefällt hat, ohne die erforderli—

che materiellrechtliche Prüfung vorzunehmen (Hess. Verwal—

tungsgerichtshof in Verw.Rspr° Bd. 1 S. 91 (93); LVG} — jetzt
OVG° — Rheinland—Pfalz in MdB. 1952 S° 188; Bescheid des OVG°

Münsterin JZ. 1954s. 200)„ ‘

Dieser Rechtsprechung hat sich der erkennende Senat nicht an—

geschlossen° Träfe die in den erwähnten Entscheidungen zum
Ausdruck gekommene Meinung, daß den Parteien zur Prifung der

für die Entscheidung maßgebenden Tat— und Rechtsfragen keine

Instanz verloren gehen dürfe, in ihrer vollen Tragweite zu,

so liefe dies auf eine Zulassung der Zurückverweisung in allen

Fällen hinaus, in denen das angefochtene Urteil sich auf einen

von mehreren in Frage kommenden Klagegründen oder Einwänden

stützt„ In dem hier zu entscheidenden Fall hat das SG. — darin

unterscheidet sich dieser Fall von dem Sachverhalt, der dem

o.a° Bescheid des OVG° Münster zugrunde lag — nicht unterlas—

sen, den nach der Auffassung des Berufungsgerichts wesentli—

chen Sachverhalt zuklären° Das Gericht hat eine Nachunter—

suchung des Klägers durch den Gerichtsarzt Dr° GXXXXXX}v0r—

nehmen lassen, die in dem Gutachten vom 29°.September 1953

ihren Niederschlag gefunden hat. Ferner haben dem SG„ die vom
Kläger überreichten Bescheinigungen des Dr. Krümpel vom 30, Ju—

li 1955 und des Dr, Hoppe vom 9. November 1955 vorgelegen° Nur

die Würdigung dieser Beweismittel ist unterblieben° Eine aus—

dehnende Anwendung des @ 159 Abs. 1 Nr" 1 SGG auf diesen Sach—

verhalt erscheint schon deswegen unzulässig, weil sie, worauf

Menger in der Anmerkung zu dem o.a° Bescheid des OVG“ Münster
(JZ„ 1954 S. 200 (202)) nach der Auffassung des Senats mit

Recht hingewiesen hat, dem in 5 565 Abs. 3 ZPO zum Ausdruck
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gekommenen allgemeinen Rechtsgedanken zuwiderlaufen würde.

Wenn es schon dem nach der ZPO im Regelfall nicht selbst
entscheidenden Revisionsgericht untersagt ist, eine Sache

ausschließlich zur rechtlichen Würdigung an die Vorin—

stanz zurückzuverweisen, dann muß dies um so mehr für das
Berufungsgericht gelten, das grundsätzlich selbst in der

Sache zu entscheiden hat. Hiernach bedurfte
es keiner ab—

schließenden Prüfung der Frage, ob 5 159 SGG überhaupt aus-
dehnend ausgelegt werden darf„

Das LSG° hat somit in unzulässiger Weise die Sache zur er—
neuten Verhandlung und Entscheidung an das SG. zurückver—

wiesen, anstatt selbst endgültig zu entscheiden. Darin

liegt eine Verletzung des 9 159 SGG und zugleich ein we—
sentlicher Mangel des Verfahrens, Dieser Mangel ist aller—

dings V0m Revisionskläger nicht gemäß 5 164 Abs° 2 Satz 2
SGG gerügt; gleichwohl ist er nach der Auffassung des Se—

nats im Revisionsverfahren zu berücksichtigen°

Nach der ständigen Rechtsprechung des Reichsgerichts (RG.)

waren gewisse besonders schwerwiegende Verstöße gegen die

Grundlagen des Verfahrens in jeder Lage des Rechtsstreits,

auch im Revisionsverfahren, von Amts wegen zu berücksich-

tigen. Dies gilt namentlich für die Unzulässigkeit des

Rechtswegs (RGZ. 82 S. 126), das Fehlen der Partei» oder

Prozeßfähigkeit (RGZ. 86 s. 16 und s. 64), die Unterbre-
chung des Verfahrens (RGZ. 64 S. 362), die Nichterkenn—
barkeit der Tragweite des vorinstanzlichen Urteils (RGZ°

132 S. 307), die Unzulässigkeit des Einspruchs oder der

Berufung (RGZ. 110 S. 172; 159 S. 84) und die unzulässi-

ge sachliche Prüfung durch das Berufungsgericht (RGZ° 161

S, 219), Die in Betraéht kommenden Mängel hat das RG, etwa

'wie folgt abgegrenzt: Das Revisionsgericht hat einen Ver—

fahrensmangel von Amts wegen zu berücksichtigen, wenn ge-

gen prozeßrechtliche Grundsätze verstoßen worden ist, die
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im öffentlichen Interesse zu beachten sind und deren Befolgung

dem Belieben der Parteien entzogen ist, und wenn der Verfah—«

rensmängel in der Revisionsinstanz fortwirkt (so z„B. RGZ° 107

S. 551, letzter Absatz; 110 S. 172; 132 S. 307). Auf diese

Rechtsprechung gründet auch der Bundesgerichtshof seine Ent—

scheidung „ in BGHZ. 5 S. 240 (246)°

In ähnlichen Ausführungen werden im zivilprozessualen Schrift—

tum solche Verfahrensverstöße als ohne Revisionsrüge von Amts

wegen zu berücksichtigende Mängel angesehen, die "das Verfahren

als Ganzes unzulässig machen, wie der Mangel einer Prozeßvor-

aussetzung, oder die dem Berufungsurteil die Fähigkeit nehmen,

Grundlage des weiteren Verfahrens und insbesondere eines auf

die Sache eingehenden Revisionsurteils zu sein" (Rosenberg,

Lehrbuch des deutschen Zivilprozeßrechts, 6. Aufl. S. 673; vgl.

auch Stein—Jonas—Schönke—Pohle a.a.0.‚ @ 559 Anm. IV 2a; Baum—

bach—Lauterbach, Komm.zur zen, 23. Aufl., % 559 Anm. 2 c;
Nikisch, Zivilprozeßrecht 1952, s. 498).

DasRG.hat in RGZ.14 s. 357 und 22 s. 391 den im öffentli— ‘
chen Interesse zu beachtenden und der Disposition der Parteien

entzogenen prozeßrechtlichen Grundsätzen auch die im vorliegen—

den Rechtsstreit zu entscheidende Frage zugeordnet, ob im Falle

eines reformatorischen Erkenntnisses die Sache von dem Beru—

fungsgericht endgültig zu entscheiden oder zur weiteren Verhand-

lung und Entscheidung an die untere Instanz zurückzuverweisen

ist. In beiden Fällen hat das RG., ohne daß eine dahingehende

Rüge erhoben war, geprüft, ob das Berufungsgericht die Sache

mit Recht, anstatt sachlich zu entscheiden, an die erste In—

stanz zurückverwiesen hätte. Im ersten Fall kam es zu dem Er—

lgebnis, daß die Zurückverweisung zu Recht erfolgt sei, im zwei—

ten Fall verneinte es die Frage und hob das Berufungsurteil

— entgegen dem Antrag des Revisionsklägers — insoweit auf, als

das Urteil von dem Mangel betroffen war.

Der Senat ist der Auffassung, daß diese für den Zivilprozeß her—

ausgebildeten Richtlinien grundsätzlich auch für das Verfahren

in der Sozialgerichtsbarkeit gelten müssen. Für die Prüfung der
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unverzichtbaren Prozeßvcraussetzungen ist dies bereits im

Urteil des BSG. vom 29. Februar 1956 —10 RV 75/55 - mit
Leitsatz veröffentlicht in SozR SGG @ 150 Bl. Da 2 Nr° 7 —
ausgesprochen worden; vgl° auch Urteil des BSG. vom 20.Juli

1955 in BSG 1 S° 158°

Hiernach war das angefochtene Urteil wegen des festgestell—

ten Verfahrensmangels aufzuheben. Es erschien dem Senat un—

tunlich, in der Sache selbst zu entscheiden (@ 170 Abs° 2
SGG)„ Denn den Beteiligten würde dadurch die Möglichkeit ge-

nommen, in einer Tatsacheninstanz sich zu den Beweisen zu

äußern, die bisher über die MdB. des Klägers erhoben werden

sind„

Die Sache wurde daher zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das LSG. zurückverwiesen. Ihm bleibt auch die Ent—

scheidung über die Kosten der Revisionsinstanz vorbehalten°
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